
Aktenzeichen: 7 AZR 959/77
LAG München Urteil des BAG vom 12. Oktober 1979

Für das Nachschlagewerk: 
Für die Fachpresse:

Ja
Ja

Für die Amtliche Sammlung: Nein

Gesetz: BetrVG 1972 § 102; KSchG 1969 § 1 Betriebsbedingte 
Kündigung, Soziale Auswahl; SchwbG § 2

Leitsätze:
1. Dem Landesarbeitsgericht steht bei der Entscheidung, ob 

der Arbeitgeber bei der Auswahl des gekündigten Arbeit­
nehmers soziale Gesichtspunkte ausreichend berücksichtigt 
hat, ein in der Revisionsinstanz nur beschränkt nachprüf­
barer Beurteilungsspielraum zu. Dabei obliegt es grund­
sätzlich dem Landesarbeitsgericht, im Einzelfall zu be­
stimmen, welcher Stellenwert den in Betracht zu ziehenden 
Auswahlkriterien zukommt.

2. Die revisionsgerichtliche Nachprüfung erstreckt sich 
lediglich darauf, ob der Rechtsbegriff der "ausreichenden 
Berücksichtigung sozialer Gesichtspunkte" selbst verkannt 
ist, ob die Unterordnung des Sachverhalts unter die 
Rechtsnorm Denkgesetze oder allgemeine Erfahrungssätze 
verletzt und ob alle vernünftigerweise in Betracht zu 
ziehenden Einzelumstände berücksichtigt worden sind.
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7 AZR 959/77 
7 Sa 671/75 München

Verkündet am 
12. Oktober 1979
gez. Zeuner,
RegierungshauptSekretär 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstel le

Im Namen des Volkes!

Urteil

In Sachen

pp.

hat der Siebte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 12. Oktober 1979 durch den Vorsitzenden 
Richter Bichler ,  die Richter Dr. Jobs und Dr. Becker sowie die 
ehrenamtlichen Richter Thieß und Dr. Kirchner für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Ur te i l  
des Landesarbeitsgerichts München vom 
20. Juni 1977 - 7 Sa 671/75 - wird zurückge­
wiesen.

Der Kläger t rägt  die Kosten der Revision.

V o n  R e c h t s  w e g e n !
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Tatbestand:

Der am 8. September 1932 geborene Kläger war se i t  dem 
16. April  1963 bei der Beklagten als Arbeiter mit einem Brutto­
lohn von zu le tzt  2 .0 5 0 , - -  DM beschäft igt .  Er i s t  in Jugoslawien 
aufgewachsen und dort als Kraftfahrzeugmechaniker ausgebildet  
worden. Nach seiner Behauptung hat die Beklagte ihn zumindest 
in den letzten Jahren überwiegend als Flugzeugmechaniker e in­
gesetzt;  nach dem Vortrag der Beklagten war der Kläger bei ihr  
als Kraftfahrzeugmechaniker (Bodengerätewart) beschäft igt .

Im Jahre 1968 e r l i t t  der Kläger bei der Beklagten einen 
Arbei tsunfal l ,  der bei ihm zu einer Minderung der Erwerbsfähig­
ke i t  in Höhe von 30 v.H. führ te .  Wegen dieser Behinderung (bleibende 
Knieverletzung) erhäl t  der Kläger eine Unfal l rente von monatlich 
350, - -  DM. Auf seinen Antrag vom Mai 1975 is t  er mit Bescheid 
des Arbeitsamtes M vom 1. August 1975 gemäß § 2 SchwbG
bef r i s te t  bis zum 31. Dezember 1980 einem Schwerbehinderten 
gle ichgeste l l t  worden. Er ist  kinderlos verhe i r a te t ;  seine 
Ehefrau ist  als kaufmännische Angestel l te ganztags beschäft igt  
und bet re ibt  außerdem einen Gebrauchtwagenhandel.

Im Jahre 1974 beschloß die Beklagte, die in ihrer Nieder­
lassung im M Flughafen etwa 50 bis 60 Arbeitnehmer be­
schäf t igte ,  ihre Bodenfahrzeuge in M nicht mehr durch
eigene Kraftfahrzeugmechaniker warten und reparieren zu lassen.
Mit Schreiben vom 23. Oktober 1974 t e i l t e  sie dem Betriebsrat  
mit,  sie beabsichtige, dem Kläger sowie dem amerikanischen Staats­
angehörigen J ordentl ich zu kündigen. In der Sitzung vom
29. Oktober 1974 stimmte der Betriebsrat  der beabsichtigten 
Kündigung des Klägers, nicht aber derjenigen des Zeugen J 
z u .

Die Beklagte versetzte entsprechend der Forderung des 
Betriebsrats den Zeugen J in die Frachtabtei lung
und kündigte dem Kläger mit einem noch am selben Tage zuge­
gangenen Schreiben vom 30. Oktober 1974 ordentl ich zum 31. März 1975.

Der Kläger häl t  die ordentl iche Kündigung für  rechtsunwirksam,  
da die Beklagte den Betriebsrat nicht ordnungsgemäß angehört 
habe und für die Kündigung keine dringenden betr iebl ichen Er-
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fordernisse Vorgelegen hätten.  Außerdem habe die Beklagte die 
soziale Auswahl nicht ausreichend beachtet,  denn sie hätte s ta t t  
seiner dem in der Frachtabtei 1ung beschäftigten Zeugen H 
kündigen müssen. Der Kläger hat beantragt,  fes tzus te l l en ,  daß 
das Arbeitsverhäl tnis der Parteien durch die Kündigung der Be­
klagten vom 30. Oktober 1974 nicht aufgelöst worden sei .

Die Beklagte hat beantragt,  die Klage abzuweisen. Sie hat 
vorgetragen, der Betriebsrat sei ordnungsgemäß angehört worden. 
Dies ergebe sich aus dem Schreiben vom 23. Oktober 1974 sowie 
dem Protokoll  der Sitzung des Betriebsrates vom 29. Oktober 1974. 
Die Kündigung sei auch durch dringende bet r iebl iche Erfordernisse 
bedingt,  denn der Arbeitsplatz des Klägers sei im Zuge von Ein­
sparungsmaßnahmen fo r tge fa l l e n .  Eine Verwendung des Klägers im 
Luf tf rachtexport lager,  für die der Kläger a l l e n f a l l s  noch in 
Frage käme, scheide aus, da dort zwei q u a l i f i z i e r t e  Mi tarbei ter  
beschäft igt  würden, die Famil ienväter seien. Das Arbeitsgericht  
hat die Klage abgewiesen. Es hat ausgeführt,  die Kündigung sei 
nicht gemäß § 102 Abs. 1 BetrVG unwirksam, denn die Beklagte 
habe durch Vorlage des entsprechenden Schriftwechsels nachge­
wiesen, daß sie vor Ausspruch der Kündigung den Betriebsrat  
ordnungsgemäß angehört habe. Die Kündigung sei auch durch das 
Vorliegen von dringenden betriebl ichen Erfordernissen sozial  
gerecht fer t ig t  (§ 1 Abs. 2 KSchG). Die Kündigung sei schl ießl ich  
auch nicht wegen eines Fehlers in der sozialen Auswahl so z ia l ­
widrig.  Der im Luft f rachtexport lager beschäft igte Zeuge H 
sei sozial schutzbedürft iger als der Kläger, denn er habe neben 
seiner nicht berufstätigen Ehefrau noch zwei minderjährige Kinder 
zu unterhalten.  Trotz seines geringeren Lebensalters von 28 Jahren 
und der geringeren Betriebszugehörigkeit  von ca. 2 Jahren sei 
der Zeuge H auf seinen Arbei tsplatz dringender als der
Kläger angewiesen.

Zur Begründung seiner Berufung hat der Kläger im wesentlichen 
folgendes vorgetragen: Die Kündigung sei berei ts wegen Verstoßes 
gegen § 12 SchwbG unwirksam. Entgegen der Ansicht des Arbeitsge­
r ichts habe die Beklagte den Betriebsrat nicht ordnungsgemäß ange­
hört.  Es sei insbesondere die Wochenfrist des § 102 Abs. 2 Satz 1 
BetrVG nicht gewahrt. Außerdem sei die Einladung zur Betr iebsrats-
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Sitzung nicht ordnungsgemäß er fo lg t ;  der Betriebsrat sei auch 
nicht beschlußfähig gewesen. Dem Betriebsrat sei weiterhin m i t ­
g e t e i l t  worden, daß er aufgrund eines Arbeitsunfal les in seiner  
Erwerbsfähigkeit in Höhe von 30 v.H. gemindert sei .  Schl ießl ich  
habe es der Betr iebsrat  unterlassen, ihn anzuhören.

Hinsicht l ich der angeblichen Sozia lwidr igkei t  der Kündigung 
hat der Kläger im Berufungsverfahren vorgetragen, er bestre i te  
nicht mehr, daß sein Arbeitsplatz als Bodengerätewart bei der 
Beklagten fo r tge fa l l en  sei .  Die Kündigung sei jedoch wegen Nicht­
beachtung der sozialen Auswahl sozialwidr ig,  denn die Beklagte 
habe s t a t t  seiner die Zeugen H oder J entlassen
müssen. Trotz seiner Behinderung sei er in der Lage, die Tät ig ­
ke i t  des Zeugen H im Luf t f rachtexport1ager auszuüben.
Dies gel te ebenso für die mit dem Zeugen J besetzte Ste l le
eines Luft frachtspediteurs in der Frachtabtei lung.  Er habe sofort  
nach der Kündigung der Beklagten gegenüber e r k l ä r t ,  er sei bere i t ,  
an jedem Arbei tsplatz weiterzuarbeiten;  dabei habe er sich auch 
auf den in der Frachtabtei lung f re i  werdenden Arbei tsplatz  be­
rufen.

Die Beklagte hat hierauf erwidert ,  daß als vergleichbarer  
Arbeitnehmer a l l e in  der im Frachtlager als Lagerarbeiter be­
schäf t igte Zeuge H in Betracht komme. Dessen Tät igke i t
habe er jedoch nicht übernehmen können, da der Zeuge H 
schwere Lasten heben müsse, was der Kläger wegen seiner Behinderung 
nicht könne. Mit dem Zeugen J , der vor seiner Versetzung
in die Frachtabtei lung als Verwalter des Ers a tz te i11agers und 
des Lagers für Stationsbedarf t ä t ig  gewesen sei ,  sei der Kläger 
nicht vergleichbar.  Bei dem in der Frachtabtei  1ung f r e i  gewordenen 
Arbeitsplatz ,  auf den der Zeuge J versetzt  worden
sei ,  habe es sich um die Tät igke i t  eines Luft frachtspediteurs gehandelt.  
Abgesehen davon, daß sich der Kläger nicht bei Ausspruch der 
Kündigung oder unmittelbar danach auf diesen f re i  werdenden Posten 
berufen habe, e r f ü l l e  er nicht die persönlichen und fachlichen 
Voraussetzungen für die Tät igke i t  eines Luft f rachtspedi teurs.
Dies sei ein Lehrberuf.  Für seine Ausübung benötige man gute 
Englischkenntnisse in Wort und S c hr i f t ,  eine gute Allgemeinbildung,  
zumindest kaufmännische Grundkenntnisse, E igen in i ta t ive ,  F l e x i b i l i -
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t a t ,  Verhandlungsgeschick und die sonstigen in der vorgelegten 
Arbeitsplatzbeschreibung aufgeführten Eigenschaften und Fähig­
kei ten.  Der Kläger habe led ig l ich  die Volksschule besucht und 
eine Kraftfahrzeugmechanikerlehre zurückgelegt.  Englisch be­
herrsche er höchst unvollkommen. Nach seiner Ausbildung und 
seinem berufl ichen Werdegang, aber auch nach seinen Fähigkeiten 
und Kenntnissen e r f ü l l e  er daher nicht die für den Beruf des 
Luftfrachtspediteurs erforderl ichen Anforderungen.

Das Landesarbeitsgericht hat die Berufung des Klägers zu­
rückgewiesen. Mit der Revision ver fo lgt  der Kläger sein Klage­
z ie l  wei ter ,  während die Beklagte beantragt,  die Revision zurück 
zuweisen.

Entscheidungsqründe:

Die Revision des Klägers is t  unbegründet. Das Landesarbeits-  
gericht hat mit Recht angenommen, das Arbei tsverhäl tnis der 
Parteien sei durch die von der Beklagten mit Schreiben vom 
30. Oktober 1974 zum 31. März 1975 erk lär te  ordentl iche Kündigung 
aufgelöst worden.

I .  Das Landesarbeitsgericht hat im Ergebnis zutreffend angenommen, 
daß die Kündigung nicht berei ts wegen Verstoßes gegen die in 
§ 102 Abs. 1 BetrVG festgelegte Anhörungspflicht des Betriebsrats 
unwirksam i s t .  Bei seiner Würdigung is t  es von den Grundsätzen 
ausgegangen, die das Bundesarbeitsgericht zur Frage der Ordnungs­
mäßigkeit des Anhörungsverfahrens i .  S. des § 102 Abs. 1 BetrVG 
aufgeste l l t  hat (vgl .  BAG AP Nr. 4 u. 9 zu § 102 BetrVG /zum Ab­
druck in der Amtlichen Sammlung des Gerichts bestimmt/).  Dabei 
hat es insbesondere den Grundsatz beachtet,  daß sich auf die 
Ordnungsmäßigkeit der Anhörung in a l l e r  Regel solche Mängel nicht  
auswirken, die in den Zuständigkeits- und Verantwortungsbereich 
des Betriebsrates f a l l e n .  Als solche Mängel hat es zu Recht die 
von dem Kläger gerügte nicht ordnungsgemäße Ladung zur Betriebs­
ratssitzung sowie die g le ich fa l ls  vom Kläger gerügte feh lerhaf te  
Zusammensetzung des Betriebsrates bei der Beschlußfassung ange­
sehen. Es hat weiterhin zu Recht angenommen, daß die Beklagte 
nach er fo lg ter  Zustimmung des Betriebsrats berei ts vor Ablauf 
der in § 102 Abs. 2 BetrVG festgelegten Wochenfrist kündigen 
konnte. Auch insoweit entspricht die angefochtene Entscheidung
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der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts (vgl .  BAG AP Nr.
8 zu § 102 BetrVG /auch zum Abdruck in der Amtlichen Sammlung 
des Gerichts bestimmt/)» wonach das Anhörungsverfahren mit 
einer abschließenden Stellungnahme des Betr iebsrats,  wozu insbe­
sondere eine Zustimmung gehört,  endet. Gegen diese Würdigung 
erhebt auch die Revision keine Einwendüngen.

1. Soweit die Revision dagegen rügt ,  das Landesarbeitsgericht  
habe verkannt, daß die fehlende Unterrichtung des Betriebsrates  
über die beim Kläger bestehende arbei tsunfal lbedingte Minderung 
der Erwerbsfähigkeit von 30 v.H. gemäß § 102 Abs. 1 Satz 3 BetrVG 
zur Unwirksamkeit der Kündigung führe,  enthält  das angefochtene 
Urte i l  keinen Rechtsfehler.

a) Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, die Beklagte sei 
nicht dazu v e rp f l ic h te t  gewesen, den Betriebsrat  über die bei 
dem Kläger vorliegende Minderung der Erwerbsfähigkeit von sich 
aus zu unterr ichten.  Zur Begründung hat es ausgeführt,  es handele 
sich hierbei weder um den Kündigungsgrund noch sei dieser Umstand 
für den Kündigungsentschluß der Beklagten bedeutsam gewesen.
Als Hilfsbegründung hat es ausgeführt,  daß ein Arbeitgeber in 
einem kleinen Betrieb nicht dazu ve rp f l ichte t  sei ,  bei einer auf 
betriebsbedingten Gründen gestützten Kündigung dem Betriebsrat  
die persönlichen Verhältnisse des zu kündigenden Arbeitnehmers 
näher darzulegen. Er könne vielmehr davon ausgehen, daß sie 
dem Betriebsrat bekannt seien. Im vorliegenden Fall  sei der Be­
t r i e b s ra t  selbst dieser Ansicht gewesen.

b) Die vom Landesarbeitsgericht gegebene Hauptbegründung steht  
im Einklang mit der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
(vgl .  BAG, 6. Juli  1978 - 2 AZR 810/76 - / zur  Veröffentl ichung  
im Nachschlagewerk sowie in der Amtlichen Sammlung des Gerichts 
bestimmt/).  In diesem Ur tei l  hat der Zweite Senat des Bundesar­
bei tsgerichts grundlegend entschieden, daß der Arbeitgeber - unab 
hängig von der Größe des Betriebs - bei einer betriebsbedingten 
Kündigung zunächst seiner Mi t te i lu ng spf l ic h t  genüge, wenn er 
led ig l ich  Angaben zur Betriebsbedingtheit  der beabsichtigten 
Kündigung mache. In diesem Fal l  könne der Betr iebsrat  innerhalb 
der Wochenfr is t  des § 102 Abs. 2 Satz 1 BetrVG eine Erklärung 
über die Gründe verlangen, die zu der vom Arbeitgeber beabsichtig 
ten sozialen Auswahl geführt hätten. Kündige der Arbeitgeber,
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ohne dem Verlangen des Betriebsrats zu entsprechen, sei die 
Kündigung gemäß § 102 Abs. 1 Satz 3 BetrVG unwirksam.

Eine Anwendung dieser Grundsätze führt  im S t r e i t f a l l  zu dem 
Ergebnis, daß die Beklagte mangels eines entpsrechenden Verlangens 
des Betriebsrats nicht dazu v e rp f l ic h te t  gewesen i s t ,  den Be­
t r i eb sra t  über den im Rahmen der sozialen Auswahl bedeutsamen 
Umstand einer beim Kläger bestehenden Minderung der Erwerbsfähig­
ke i t  in Höhe von 30 v.H. zu unterr ichten.

2. Unbegründet is t  auch die weitere Rüge der Revision, die 
Nichtanhörung des Klägers durch den Betriebsrat  s t e l l e  einen 
die Unwirksamkeit der Kündigung begründenden Mangel im Anhörungs­
verfahren dar.

Die Aufassung des Landesarbeitsgerichts,  wonach ein derart iger  
Umstand in den Verantwortungs- und Zuständigkeitsbereich des 
Betriebsrats f ä l l t ,  entspricht der Rechtsprechung des Bundesar­
bei tsgerichts (vgl .  BAG AP Nr. 9 zu § 102 BetrVG 1972 /auch zur 
Veröffentl ichung in der Amtlichen Sammlung des Gerichts be­
st immt/) .  Danach hat selbst eine ermessensfehlerhafte Nichtan­
hörung des Arbeitnehmers durch den Betriebsrat keinen Einfluß 
auf die Ordnungsmäßigkeit des Anhörungsverfahrens im Sinne 
des § 102 Abs. 1 BetrVG.

I I .  Das angefochtene Ur te i l  is t  auch insoweit nicht zu beanstanden, 
als es eine Anwendung des § 12 SchwbG unter Hinweis auf die erst  
nach der Kündigung gemäß § 2 SchwbG er fo lg te  Gleichstel lung des 
Klägers verneint  hat.

Wegen des konsti tut iven Charakters des Gleichstel lungsbeschei­
des können - entgegen der Ansicht der Revision - die von der 
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts (vg l .  BAG AP Nr. 1, 2 
und 3 zu § 12 SchwbG /zur  Veröffentl ichung in der Amtlichen 
Sammlung des Gerichts bestimmt/ sowie BAG AP Nr. 4 zu § 12 SchwbG) 
aufgestel1 ten Grundsätze zur nachträglichen Mi t te i lung einer  
bereits zum Zeitpunkt der Kündigung objekt iv bestehenden Schwer­
behinderteneigenschaft auf Fäl le der vorliegenden Art nicht über­
tragen werden.

I I I .  Das Landesarbeitsgericht hat die Kündigung als sozial ge­
re c h t f e r t ig t  im Sinne von § 1 Abs. 2 KSchG angesehen, weil sie
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durch dringende betr iebl iche Erfordernisse bedingt sei .  Es hat 
weiterhin angenommen, daß die Kündigung auch nicht wegen eines 
Fehlers in der sozialen Auswahl gemäß § 1 Abs. 3 KSchG soz ia l ­
widrig i s t .

Das Landesarbeitsgericht hat den von ihm festges te l l ten  Sach­
verhal t  in revisionsrecht l ich nicht zu beanstanden der Weise 
gewürdigt. Bei der Frage der Sozia lwidr igkei t  einer Kündigung 
handelt es sich um die Anwendung eines unbestimmten Rechtsbegri f fs,  
die der Nachprüfung grundsätzlich nur dahin u n te r l ie g t ,  ob der 
Rechtsbegriff  selbst verkannt i s t ,  oder ob bei der Unterordnung 
des Sachverhalts unter die Rechtsnorm Denkgesetze oder allgemeine 
Erfahrungssätze v e r l e tz t  und bei der Interessenabwägung a l l e  
wesentlichen Umstände berücksichtigt  worden sind (ständige Recht­
sprechung des Bundesarbeitsgerichts; vgl .  etwa BAG 1, 99 = AP 
Nr. 5 zu § 1 KSchG; BAG 1, 117 = AP Nr. 6 zu § 1 KSchG, BAG 4,
152 = AP Nr. 18 zu § 3 TOA sowie BAG AP Nr. 71 zu § 1 KSchG).

1. Die Auffassung des Landesarbeitsgerichts,  die Kündigung 
sei durch dringende bet r iebl iche Erfordernisse bedingt,  weil  
der sei therige Arbei tsplatz des Klägers (Bodengerätewart) da­
durch weggefallen sei ,  daß die vom Kläger bisher er ledigten  
Wartungs- und Reparaturarbeiten durch Fremdfirmen und durch Flug­
zeugmechaniker er led igt  würden, is t  recht l ich nicht zu bean­
standen. Die von der Beklagten beschlossene Einsparung des 
Arbeitsplatzes des Klägers s t e l l t  eine Unternehmerentscheidung 
dar. Sie kann vom Gericht grundsätzlich nicht auf ihre Zweck­
mäßigkeit nachgeprüft werden, sondern nur darauf,  ob die Ra t i ­
onalisierungsmaßnahme offenbar unsachlich, unvernünftig oder 
w i l lk ü r l i c h  ist  (vg l .  Hueck, KSchG, 9. A u f l . ,  § 1 Anm. 104 
/mit  weiteren Nachweisen/; BAG AP Nr. 22 zu § 1 KschG Betriebs­
bedingte Kündigung und BAG AP Nr. 1 und 5 zu § 1 KSchG 1969 
Betriebsbedingte Kündigung). Die Darlegungs- und Beweislast 
für die Umstände, aus denen sich ergeben s o l l ,  daß eine Unter­
nehmerentscheidung ausnahmsweise nicht bindend i s t ,  t rägt  der 
sich darauf berufende Arbeitnehmer.

Die Revision t rägt  hierzu vor, die Entscheidung der Be­
klagten über den F o r t fa l l  des Postens des Bodengerätewartes 
sei unsachlich, weil für den Kläger noch genügend Arbeit  vor­
handen sei .  Es handele sich hierbei um solche Arbeiten,  die
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nunmehr in Überstunden von den Flugzeugmechanikern ausgeführt 
würden sowie die von dem Kläger an Flugzeugen ausgeführten H i l f s ­
arbeiten,  die auch weiterhin anf ielen.

Mit diesem Vortrag hat die Revision nicht ausreichend dar­
getan, daß die von der Beklagten beschlossene Einsparung des 
Postens des Bodengerätewartes unsachlich, unvernünftig oder 
w i l l kü r l i ch  i s t .  Die Ausführungen der Revision berühren a l le in  
die Frage der bet r iebswirtschaf t l ichen Zweckmäßigkeit, die 
aber vom Gericht nicht nachgeprüft wird.  Abgesehen davon hat 
das Landesarbeitsgericht zutreffend ausgeführt,  daß die ausge­
fal lenen Überstunden bei den Flugzeugmechanikern nur etwa 1/4 
der Arbe i tsze i t  des Klägers ausmachen. Angesichts dieser t a t ­
sächlichen Feststel lung,  an die das Revisionsgericht mangels 
entsprechender Verfahrensrügen gebunden is t  (§ 561 Abs.l ZPO), 
s t e l l t  sich die von der Beklagten ergr i f fene organisatorische 
Maßnahme unter Berücksichtigung der vom Landesarbeitsgericht  
fes tgeste l l ten  Verlustzahlen durchaus als ein Grund dar, der 
gewichtig genug i s t ,  die Kündigung als sozial gerech t fer t ig t  
erscheinen zu lassen (vgl .  BAG AP Nr. 5 zu § 1 KSchG 1969 Be­
triebsbedingte Kündigung /auch zum Abdruck in der Amtlichen 
Sammlung des Gerichts bestimmt/).

2. Dem Landesarbeitsgericht i s t  auch darin beizupf l ichten,  daß 
die Kündigung des Klägers nicht deswegen rechtsunwirksam sei ,  
weil die Beklagte bei der Kündigungsauswahl soziale Gesichts­
punkte nicht oder nicht ausreichend berücksichtigt  habe (§ 1 
Abs. 3 Satz 1 KSchG) .

a) Bei seiner rechtl ichen Würdigung is t  das Landesarbeitsgericht  
aufgrund des von dem Kläger nicht bestr i t tenen Vortrages der 
Beklagten davon ausgegangen, daß die sei therige Tät igke i t  des 
Klägers als Bodengerätewart sowie diejenige des Zeugen H 
als Lagerist miteinander vergleichbar seien. Dabei hat es zu­
gunsten des Klägers u n t e r s t e l l t ,  daß er t ro tz  seiner arbeitsun-  
fal lbedingten Behinderung dazu in der Lage sei ,  die mit dem 
Heben von schweren Lasten verbundene Tät igke i t  des Zeugen H 
zu übernehmen. Diese zwischen den Parteien s t r e i t i g e  Frage hat 
es deshalb offengelassen, weil es angenommen hat,  daß der Kläger 
gegenüber dem Zeugen H nur ganz geringfügig sozial
schlechter g e s te l l t  sei .  Es handele sich um einen sozialen Grenz-
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f a l l  mit der Folge, daß ein Fehler in der sozialen Auswahl 
zu verneinen sei .  Diesen Standpunkt hat das Landesarbeitsgericht  
im wesentlichen wie fo lg t  begründet: Nach dem Lebensalter und 
der Betriebszugehörigkeit  gehe der Kläger dem Zeugen eindeutig 
vor. Der Kläger sei zum Zeitpunkt der Kündigung 42 Jahre a l t  
gewesen und habe dem Unternehmen der Beklagten ca. 11 1/2 Jahre 
angehört. Demgegenüber sei der Zeuge H zum fragl ichen
Zeitpunkt 28 Jahre a l t  gewesen und habe eine Betriebzugehörigkeit  
von 2 Jahren gehabt. Zu Gunsten des Klägers sei weiterhin zu 
berücksichtigen, daß er aufgrund eines im Jahre 1968 während 
der Arbeit e r l i t tenen Unfalles eine Knieverletzung habe, die 
zu einer Minderung der Erwerbsfähigkeit in Höhe von 30 v.H.  
geführt habe. Der Umstand, daß der Kläger nach Ausspruch der 
Kündigung einem Schwerbehinderten g le ichgeste l l t  worden sei ,  
könne dagegen nicht berücksichtigt  werden, da die Umstände zum 
Zeitpunkt der Kündigung maßgeblich seien. Der Kläger sei jedoch 
hinsicht l ich  des Familienstandes, der Unterhaltsverpfl ichtungen  
sowie der Unterhaltsansprüche deutl ich besser g e s t e l l t ,  als 
der Zeuge H . Der Kläger sei kinderlos verhe i r a te t .  Seine
Ehefrau sei bei Ausspruch der Kündigung berufstät ig  gewesen 
und habe dabei eine monatliche Vergütung in Höhe von 1 .6 4 0 , - -  DM 
brutto (zuzüglich eines 13. Monatsgehaltes) erhal ten.  Der Zeuge 
H sei dagegen der a l le in ig e  Ernährer einer vierköpfigen
Famil ie.  Der Kläger habe zum Zeitpunkt der Kündigung eine Be­
hindertenrente von 35 0 , - -  DM bezogen, während er seinersei ts  
seine in Jugoslawien lebende Mutter monatlich mit 100 , - -  DM 
unterstütze.  Die Familien des Zeugen H und des Klägers
wohnten m ie t f r e i ,  wobei der Zeuge H jedoch eine monat­
l iche Darlehensbelastung von 200 , - -  DM zu tragen habe. Die Be­
hauptung des Klägers, er habe einen monatlichen Betrag von 
300, - -  DM bis 40 0 , - -  DM für sein Eigenheim aufzubringen, könne 
nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme nicht als erwiesen ange­
sehen werden. Bei einer solchen Fal lgestal tung hänge die Ent­
scheidung, wen die Kündigung härter getroffen hätte,  von der 
Frage ab, welcher der beiden Arbeitnehmer eher auf dem Arbeits­
markt eine gleichwertige Ste l le  gefunden hätte.  Im S t r e i t f a l l  
habe die Beklagte davon ausgehen können, daß sowohl der Kläger 
als auch der Zeuge H längere Zeit  arbei tslos sein würden.
Im allgemeinen gelte zwar der Grundsatz, daß ein ä l t e r e r  Arbeit -
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nehmer gegenüber einem jüngeren bei der Stellensuche benach­
t e i l i g t  sei .  Das höhere Lebensalter des Klägers werde jedoch 
durch größere Berufserfahrung und die dadurch bedingte höhere 
Qual i f ika t ion  aufgewogen. Da der Kläger t ro tz  seiner Behinderung 
die Tät igkei t  als KFZ-Mechaniker in vollem Umfange sowie ohne 
Leistungsabfal l  ausgeübt habe, könne nicht davon ausgegangen 
werden, daß er aufgrund seiner Behinderung bei der Stellensuche 
benachtei l igt  werde. Die Beklagte habe daher nicht befürchten 
müssen, daß der Kläger überhaupt nicht oder erst nach vielen  
Jahren einen gleichwertigen Arbeitsplatz finden werde.

b) Diese Ausführungen unterl iegen in der Revisioninstanz nur 
einer beschränkten Nachprüfung. Der Begri f f  der ausreichen den 
Berücksichtigung sozialer  Gesichtspunkte is t  ein unbestimmter 
Rechtsbegriff  (BAG 16, 149 / I 517 = AP Nr. 15 zu § 1 KSchG Be­
tr iebsbedingte Kündigung /zu 1 a der Gründe7). Daraus f o l g t ,  
daß die Anwendung dieses Begriffes durch das Berufungsgericht 
nur einer beschränkten revisionsgericht l ichen Nachprüfung unter­
worfen i s t .  Diese Nachprüfung erstreckt  sich led igl ich  darauf,  
ob der Rechtsbegriff  selbst verkannt i s t ,  ob die Unterordnung 
des Sachverhalts unter die Rechtsnorm Denkgesetze oder allgemeine 
Erfahrungssätze v e r le tz t  und ob a l l e  vernünftigerweise in Be­
tracht  zu ziehenden Einzelumstände berücksicht igt  worden sind 
(vgl .  s t a t t  v ie le r  BAG 6, 36 /397 = AP Nr. 38 zu § 3 TOA 
/zu I I I  der Gründe7). Dabei is t  zu berücksichtigen, daß dem 
Landesarbeitsgericht auch insoweit ein in der Revisionsinstanz 
nur beschränkt nachprüfbarer Beurteilungsspielraum zusteht,  als 
es darum geht, im E inze l fa l l  den Stel lenwert  der in Betracht 
zu ziehenden Auswahlkriterien zu bestimmen.

Bei Zugrundelegung dieser eingeschränkten Überprüfungsmaßstäbe 
ist  das angefochtene Ur te i l  recht l ich nicht zu beanstanden.

Im einzelnen g i l t  folgendes: Das Landesarbeitsgericht hat 
- bei einer zugunsten des Klägers unterste l l ten  Austauschbarkeit 
mit dem Zeugen H - a l le  im S t r e i t f a l l  wesentlichen Aus­
wahlgesichtspunkte (Lebensalter,  Betriebszugehörigkeit ,  Famil ien­
stand, arbei tsunfal lbedingte Erwerbsminderung des Klägers in 
Höhe von 30 v .H . ,  Ausmaß der Unterha l tspf l ichten,  Einkommensver­
hältnisse der Ehegatten, Chancen auf dem Arbeitsmarkt) berück-
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sicht ig t  und mit vertretbaren Ausführungen gegeneinander abge­
wogen. Bei seiner Würdigung hat es den Rechtsbegriff  der aus­
reichenden Berücksichtigung sozialer  Gesichtspunkte nicht ver­
kannt, denn es is t  in Übereinstimmung mit der Rechtsprechung 
des Bundesarbeitsgerichts (vgl .  BAG AP Nr. 7, 14 und 15 zu 
§ 1 KschG Betriebsbedingte Kündigung) davon ausgegangen, daß 
die soziale Auswahl zwischen vergleichbaren Arbeitnehmern danach 
zu erfolgen hat, welcher von ihnen auf die Erhaltung des Arb ei ts -  
platzes am wenigstens angewiesen i s t .  Es hat weiterhin berück­
s ic h t ig t ,  daß nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
(vgl .  AP Nr. 15 zu § 1 KSchG Betriebsbedingte Kündigung) soziale  
Gesichtspunkte auch noch dann ausreichend berücksichtigt  sind,  
wenn der gekündigte Arbeitnehmer sozial  ganz geringfügig schlechter  
ges te l l t  ist  als ein anderer vergleichbarer Arbeitnehmer. Auch 
bei der Annahme eines derartigen sozialen "Grenzfal1 es " steht 
dem Landesarbeitsgericht ein nur beschränkt nachprüfbarer Be­
urtei lungsspielraum zu, den es im S t r e i t f a l l  nicht überschritten 
hat .

Die von der Revision zur sozialen Auswahl vorgebrachten Rügen 
zielen darauf ab, eine andere Würdigung und damit eine andere 
Beurteilung an die Ste l le  der Subsumtion des Landesarbeitsgerichts 
zu setzen, was aber aus Rechtsgründen nicht möglich i s t .  Solange 
das Landesarbeitsgericht bei seiner Würdigung und Abwägung der 
einzelnen Sozialdaten - wie im vorliegenden Fal l  - weder gegen 
Denkgesetze noch gegen Erfahrungssätze verstößt und a l l e  ver­
nünftigerweise in Betracht zu ziehenden Einzelumstände berück­
s ic h t ig t ,  hält es sich im Rahmen der zulässigen Tatsachenwürdi­
gung durch das Berufungsgericht,  so daß aus Rechtsgründen in 
der Revisionsinstanz hiergegen keine Bedenken zu erheben sind.
Der Kläger verkennt, daß es nicht Sache des Revisionsgerichts 
i s t ,  anstel le des Landesarbeitsgerichts die Würdigung im Einzel ­
f a l l  nachzuvollziehen und gegebenenfalls neu vorzunehmen. In 
der Revisionsinstanz können vielmehr nur Rechtsfehler beanstandet 
werden, die nicht in einer recht l ich möglichen Beurteilung des 
Einze l fa l les  durch das Tatsachengericht l iegen.  Es kommt inso­
weit nämlich nicht darauf an, ob und daß gegebenenfalls eine 
andere recht l iche Würdigung im Rahmen der sozialen Auswahl eben­
f a l l s  möglich gewesen wäre, die dann ebenso im Rahmen des Beur­
tei lungsspielraumes der Tatsacheninstanz gelegen hätte.
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3. Dem angefochtenen Ur te i l  is t  schl ießl ich im Ergebnis auch 
insoweit beizupf l ichten,  als es - bei einer zugunsten des Klägers 
unterste l l ten  Austauschbarkeit mit dem Zeugen J - die
Beklagte nicht für ve rp f l ic h te t  erachtet hat,  den Kläger als 
Luft frachtspediteur weit erzubeschäftigen.

a) Das Landesarbeitsgericht hat ausgeführt,  daß die Beklagte
in dem Zeugen J einen Arbeitnehmer zur Verfügung gehabt
habe, dessen Arbei tsplatz auch fo r tge fa l l en  gewesen sei und
der - anders als der Kläger - bisher Tät igkeiten verr ich te t  habe, 
die denjenigen des neuen Arbeitsplatzes im wesentlichen entsprochen 
hätten. Bei dieser Sachlage könne es zwei felhaf t  sein, ob die 
Beklagte nicht unabhängig von dem Ergebnis einer sozialen Aus­
wahl zwischen dem Kläger und dem Zeugen J ohne weiteres be­
recht igt  gewesen sei ,  den freiwerdenden Arbei tsplatz in der Fracht­
abteilung mit dem Zeugen zu besetzen. Dieser habe nämlich die 
fachlichen Voraussetzungen für diesen Aufgabenbereich besessen.
Ob dies auch bei dem Kläger der Fal l  gewesen sei ,  habe der Be­
klagten nach dessen bisheriger Tät igke i t  zwei felhaf t  erscheinen 
dürfen. Außerdem finde eine soziale Auswahl nur zwischen ver­
gleichbaren, gegen einander austauschbaren Arbeitnehmern s t a t t .
Nach ihrer bisherigen Tät igke i t  seien der Kläger als Arbeiter  
und der Zeuge J als Angestel l t  er nicht vergleichbar ge­
wesen. Auch bei einer zugunsten des Klägers anzunehmenden Ver­
pfl ichtung der Beklagten zur sozialen Auswahl begründe dies nicht  
die Sozia lwidr igkei t  der Kündigung, denn die Beklagte habe bei 
der Auswahlentscheidung soziale Gesichtspunkte ausreichend be­
rücks icht igt .
b) Soweit die Revision rügt,  das Landesarbeitsgericht habe in ­
soweit zu Unrecht einen Fehler in der sozialen Auswahl verneint ,  
indem es den Zeugen J für sozial schutzbedürft iger angesehen
habe, kann dem nicht gefolgt werden. Die Revision verkennt, daß
es sich bei der Prüfung der Frage, ob die Kündigung des Klägers 
durch eine Beschäftigung auf dem freiwerdenden Arbei tsplatz eines 
Luftfrachtspediteurs hätte vermieden werden können, nicht um die 
Überprüfung einer sozialen Auswahlentscheidung, sondern vielmehr 
um die Frage einer anderweitigen Beschäftigung auf einem 
anderen Arbei tsplatz zu geändert en Bedingungen handelt (§ 1 
Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 b KSchG). Als maßgeblicher Prüfungsmaßstab
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kommt dabei nicht die Berücksichtigung und die Abwägung sozialer  
Auswahlgesichtspunkte in Betracht.  Es is t  vielmehr entscheidend 
darauf abzustel len,  ob die Umsetzung eines Arbeitnehmers unter 
Berücksichtigung seines berufl ichen Werdeganges sowie seiner  
persönlichen Eignung für den Arbeitgeber überhaupt möglich und 
zumutbar gewesen wäre (vgl .  BAG AP Nr. 22 zu § 1 KSchG Betriebs­
bedingte Kündigung; BAG AP Nr. 1 zu § 1 KschG 1969 Krankheit;  BAG 
AP Nr. 4 zu § 1 KSchG 1969 Betriebsbedingte Kündigung). Bei 
Zugrundelegung dieses Prüfungsmaßstabes läßt das angefochtene 
Ur te i l  keinen Rechtsfehler erkennen. Die vom Landesarbeitsgericht  
vorgenommene Würdigung, wonach der Zeuge J aufgrund seiner
bisherigen Tät igke i t  sowie wegen seiner perfekten Englischkennt­
nisse ohne weiteres dazu in der Lage gewesen i s t ,  den Aufgaben­
bereich eines Luft frachtspediteurs zu übernehmen, während dies 
beim Kläger wegen seines anderen berufl ichen Werdeganges zw e i fe l ­
haft  sei ,  häl t  sich im Rahmen des vom Revisionsgericht nicht  
nachprüfbaren ta t r ic h te r l i chen  Beurteilungsspielraumes. Mit dieser 
Würdigung hat das Landesarbeitsgericht der Sache nach angenommen, 
daß der Beklagten die Weiterbeschäftigung des Klägers auf dem 
f r e i  werden den Arbei tsplatz in der Frachtabtei 1ung nicht zumutbar 
gewesen i s t .  Auf die Erwägungen des Landesarbeitsgerichts zur 
sozialen Auswahl kommt es daher hier - entgegen der Ansicht 
der Revision - nicht entscheidend an.

gez.:  Bichler Dr. Jobs Dr. Becker
Thieß Dr. Kirchner
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